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ENTWURF für einen Entschließungsantrag
der Abgeordneten ...

zu ... - 

 SEQ CHAPTER \h \r 1Der Bundestag wolle beschließen:

Der Deutsche Bundestag stellt fest:

1. Der Deutsche Bundestag hat sich intensiv mit einem Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern beschäftigt. 

2. Weltweite Migrationsbewegungen sind eine Begleiterscheinung der so genannten Globalisierung. Hiermit zusammenhängende Entwicklungen sind prinzipiell von vielfältigem Nutzen für Herkunfts- und Zielländer weltweit. Die weltweite Verflechtung von wirtschaftlicher Produktion und Dienstleistungen, von Kommunikation und Transport tragen aber auch zu einer enormen Mobilitätssteigerung von Menschen und damit zur Notwendigkeit eines angemessenen Umgangs mit dieser neuen Mobilität bei.

3. Im Rahmen der vielschichtigen neuen Mobilität von Menschen finden aber nicht nur reguläre, sondern auch irreguläre Migrationsbewegungen statt; irreguläre Migrationsbewegungen sind ein weltweites Phänomen
. Dabei liegen die Ursachen der irregulären Migration in einer Vielzahl von komplex ineinanderwirkenden migrationsauslösenden, migrationslenkenden und migrationsermöglichenden Faktoren
. 

4. Zu Recht steht bei der Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung die reguläre Zuwanderung im Vordergrund. Wer den regulären Aufenthalt ermöglichen will, kann den irregulären nicht dulden; die international organisierte Kriminalität im Bereich von Menschen- und insbesondere Frauenhandel ist auch weiterhin mit Nachdruck zu bekämpfen
.

5. Es ist aber davon auszugehen, dass die migrationsauslösenden, migrationslenkenden und migrationsermöglichenden Faktoren auch in absehbarer Zeit irreguläre Migrationsbewegungen verursachen werden. Auf Dauer kann hier nur eine auf die Verringerung von Migrationsursachen ausgerichtete Politik Linderung verschaffen.

6. In der Zwischenzeit bleibt unbestritten, dass Deutschland einem enormen Druck durch irreguläre Zuwanderung ausgesetzt ist.
 Empirische Forschung legt zudem nahe, dass repressive Maßnahmen allein unzulänglich für den Umgang mit diesem Phänomen sind
. Aus diesem Grund muss jeder Versuch, Zuwanderung zu begrenzen und zu regulieren, sich differenziert auch mit teilweise ergänzenden und alternativen konzeptionell verfassten Ansätzen für den Umgang mit diesem Phänomen auseinandersetzen. 

7. Hier besteht eine weit reichende Übereinstimmung zwischen der Bundesregierung
, der von der Bundesregierung eingesetzten Unabhängigen Kommission Zuwanderung, den im Bundestag vertretenen Parteien
, Vertretern der Wissenschaft
, der Kirchen
 und der Wohlfahrtsverbände
, dass die gegenwärtige Situation im Bereich der irregulären Zuwanderung nicht zufriedenstellend ist. Der Wunsch nach entsprechender und angemessener Einbeziehung in die gegenwärtigen Reformbestrebungen kommt auch in zahlreichen Stellungnahmen zum Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern bzw. zum Gesetzentwurf der Regierungskoalition
 zum Ausdruck. Dies betrifft insbesondere zwei Gesetzesvorschriften im Ausländer- bzw. Aufenthaltsrecht:

8. Gemäß § 96 Absatz 1 Nr. 2 AufenthGE/ § 92a AuslG sind Beihilfehandlungen zu Haupttaten nach § 95 AufenthGE/ § 92 AuslG strafbewehrt. Dies bedeutet, dass so genannte humanitäre Helfer (z.B. Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker, Sozialarbeiterinnen und  Sozialarbeiter, Seelsorgerinnen und Seelsorger, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Jugendämtern oder Gewerkschaften, Schulleiterinnen und Schulleiter usw.), die illegalen Migranten, d.h. Menschen ohne Aufenthaltsrecht und ohne Abschiebungsschutz, in Notlagen ausschließlich humanitär motivierte Hilfe leisten, einem Strafverfolgungs- und Strafbarkeitsrisiko unterliege
. Vieles hängt dabei von jeweils unterschiedlichen Fallkonstellationen ab. Es besteht ein hohes Maß an Rechtsunsicherheit.

9. Hinzu treten die Übermittlungspflichten gemäß § 87 AufenthGE/ § 76 AuslG. Danach unterliegen öffentliche Stellen einer Mitteilungspflicht über "ihnen bekannt gewordene Umstände" (§ 87 Absatz 1 AufenthGE/ § 76 Absatz 1 AuslG) bzw. einer Unterrichtungspflicht, wenn sie Kenntnis von dem Aufenthalt eines Ausländers erlangen, "der keinen erforderlichen Aufenthaltstitel besitzt und dessen Abschiebung nicht ausgesetzt ist" (§ 87 Absatz 2 Nr. 1 AufenthGE, vgl. § 76 Absatz 2 Nr. 1). Auch hier ist ein großes Maß an Rechtsunklarheit gegeben. 

10. Dies hat zur Folge, dass sich illegale Migranten, die in Notlagen geraten, aus Furcht vor Festnahme und Abschiebung nur äußerst selten an öffentliche Stellen (z.B. Gesundheitsämter, Schulämter, Jugendämter, Krankenhäuser in staatlicher Trägerschaft, Polizei, Gerichte usw.) mit der Bitte um Hilfe wenden – selbst in den Fällen, wo es um das Einfordern von Rechtsansprüchen geht, die ihnen nach der derzeitigen Gesetzeslage zustehen
.  Dies hat nicht nur menschlich gravierende, sondern auch erhebliche, nicht zuletzt auch ordnungspolitisch bedenkliche Konsequenzen und dies gilt vor allem für Kinder und Jugendliche unter den illegalen Migranten.

11. In Ansehung dieser beiden Vorschriften und den damit zusammenhängenden rechtlichen und humanitären Fragen besteht Änderungsbedarf.

12. Diesem kann und will sich der Deutsche Bundestag zu einem Zeitpunkt wichtiger Reformen im Ausländerrecht nicht verschließen.

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung und die Bundesländer auf, 

1. den Kindern von illegalen Migranten in Deutschland den Schulbesuch zu ermöglichen. 

Behördeninterne Vereinbarungen, nicht explizit nach dem Aufenthaltsstatus einzuschulender Kinder zu fragen, wie z.B. zwischen dem Büro der Ausländerbeauftragten, dem Landesschulamt und den Grundschulen im Bundesland Berlin
, reichen nicht aus, da hierdurch nicht gewährleistet ist, dass auch die betroffenen Migranten davon Kenntnis erlangen. Vielmehr bedarf es aus Gründen der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit einer Modifikation der Vorschrift des § 87 AufenthGE/ § 76 AuslG (Übermittlungspflichten), die sicher stellt, dass die Kinder von illegalen Migranten an staatlichen Schulen in Deutschland beschult werden, ohne dass Eltern und Kinder ihre Festnahme und Abschiebung zu befürchten haben, gleichwohl aber hieraus kein automatisches Aufenthaltsrecht ableiten können. Dies entspricht nicht nur dem übergeordneten Interesse am Kindeswohl, sondern auch dem Interesse der Gesellschaft an Kriminalprävention. Hierbei sollte auch geregelt werden, wie die Kosten, die Schulen durch die Aufnahme, Versicherung und Unterrichtung von Kindern entstehen, gedeckt werden können.

2. an einer Modifikation des § 87 AufenthGE/ § 76 AuslG auch dahingehend mitzuwirken, dass alle öffentlichen Stellen, zu deren Aufgaben es nicht gehört, den Aufenthaltsstatus von Ausländern in Deutschland zu ermitteln, keinen Übermittlungspflichten unterliegen sollen.

Dies ist nicht nur für die Lohngerechtigkeit, sondern vor allem auch für die Justiz und den Arbeitsmarkt von Belang. Wenn illegale Migranten den ihnen vollständig oder teilweise vorenthaltenen Lohn ohne Furcht vor Festnahme und Abschiebung gerichtlich einklagen könnten, dann hätte dies auf die illegale Beschäftigung von illegalen Migranten abschreckende Wirkung.

Im öffentlichen Interesse liegt auch der ungehinderte Zugang zu Leistungen des staatlichen Gesundheitswesens, insbesondere bei ansteckenden Krankheiten. Insoweit hier von den Sozialämtern der Aufenthaltsstatus ermittelt werden muss, weil von diesem die Rechtsgrundlage für die Gewährung von Leistungen abhängt (Asylbewerberleistungsgesetz oder Bundessozialhilfegesetz)
, sind geeignete Maßnahmen zu treffen, die sicherstellen, dass die Kranken und Schwangeren nicht ihre Festnahme und Abschiebung befürchten müssen, wenn die Sozialämter in Notfällen Leistungen übernehmen.

Dabei verkennt der Deutsche Bundestag nicht das Dilemma der deutschen Rechtsordnung, die einerseits illegalen Migranten bestimmte Rechte einräumt - wie die Einklagbarkeit von Lohn, das Recht auf Beschulung und auf Zugang zu bestimmten Leistungen des staatlichen Gesundheitswesens 
, andererseits Zwangsmaßnahmen androht, sobald diese Rechte geltend gemacht bzw. durchgesetzt werden. Er stellt sich der Frage, wie der Staat solchen Menschen, die sich nicht rechtmäßig und auch nicht vor Abschiebung geschützt in Deutschland aufhalten, dennoch und gleichzeitig minimale Rechte und auch deren faktische Durchsetzungsfähigkeit für die Dauer des tatsächlichen Aufenthalts zusprechen kann. 

Hier stehen sich zunächst zwei Entscheidungskomplexe des Gesetzgebers gegenüber: Zum einen die aufenthaltsrechtlichen Verbotsregelungen, zum anderen eine Gesetzgebung in anderen Rechtsbereichen, die illegalen Migranten bestimmte Rechte einräumt. 

Beiden gesetzlichen Entscheidungskomplexen ist gemein, dass sie Entscheidungen des Gesetzgebers, also keine Entscheidungen der Exekutive darstellen. Hieraus folgt, dass auch für Änderungen in diesen Rechtsgebieten der Gesetzgeber und nicht die Exekutive zuständig ist ("actus contrarius"). 

Der Deutsche Bundestag meint, dass beide zuvor genannten gesetzgeberische Entscheidungen nicht widersprüchlich, sondern, im Gegenteil, miteinander vereinbar sind. Indiziert ist ein staatliches Verbot von rechtswidrigem und auch nicht vor Abschiebung geschütztem Aufenthalt; dieses Verbot reicht indessen nicht so weit, dass Menschen, die sich entgegen diesem Verbot in Deutschland aufhalten, elementare Rechte vorenthalten werden. Hier ist nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip vor allem dem Schutz der menschlichen Würde (Artikel 1 GG) Rechnung getragen, wonach der Mensch als solcher nicht zum Rechtsobjekt degradiert werden darf, sondern stets als Rechtssubjekt wahrgenommen muss.

Diese grundsätzlichen Überlegungen und Werteentscheidungen sind unserer Rechtsordnung nicht fremd. Z.B. darf ein Auto, das (zwar) in einem absoluten Halteverbot abgestellt ist, nicht deshalb beschädigt oder gestohlen werden; ungeachtet des „aufenthaltsrechtlichen“ Rechtsverstoßes steht das Fahrzeug ungebrochen unter dem Schutz der gesamten Rechtsordnung. Was für bewegliche Sachen gilt, muss erst recht für Menschen gelten. Der sogenannten Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung
 ist insoweit Genüge getan.

Der Widerspruch entsteht erst durch einen dritten Entscheidungskomplex des Gesetzgebers: Mittels der Übermittlungspflichten nach § 87 AufenthGE/ § 76 AuslG bewirkt er selber, dass die Rechte, die er zuvor eingeräumt hat, faktisch aber nicht geltend gemacht und durchgesetzt werden können. Dieser gesetzgeberische Widerspruch muss aufgehoben werden.

Im Übrigen verfügt der deutsche Staat, gerade im Hinblick auf die eingeleiteten Maßnahmen im Rahmen des Terrorismusbekämpfungsgesetzes, über genügende und auch angemessene rechtliche, institutionelle und personelle Instrumente, mit denen unerlaubte Zuwanderung und damit verbundene Schleuserkriminalität effektiv bekämpft werden kann. Es kann deshalb darauf verzichtet werden, öffentliche Stellen zur Wahrnehmung einer ihnen nicht originären Aufgabe zu verpflichten bzw. sie von der Erfüllung ihrer originären Aufgaben abzuhalten.

3.
im Bereich der Übermittlungspflichten an einer gesetzlichen Klarstellung auch insofern mitzuwirken, wonach bestimmte Berufsgruppen über das, was ihnen in Ausübung ihres Berufes anvertraut worden oder bekannt geworden ist, nicht übermittlungspflichtig sein sollen (z.B. Ärzte, Zahnärzte, Apotheker, Psychologen, Kinder- und Jugendpsychotherapeuten, Hebammen, Verwaltungsangestellte in Krankenhäusern und Gesundheitsbehörden, Mitarbeiter staatlicher Beratungsstellen bzw. von Beratungsstellen freier Träger, Mitarbeiter der sozialen Dienste von Wohlfahrtsverbänden, Seelsorger).

4.
schließlich an einer Modifikation des § 96 AufenthGE/ § 92a AuslG mitzuwirken, die zum Ziel hat, eine gesetzliche Klarstellung zu bewirken, wonach der Tatbestand des § 96 Absatz 1 AufenthGE/ § 92a Absatz 1AuslG nicht erfüllt ist, wenn Personen aus ausschließlich humanitären Gründen illegalen Migranten in Notlagen helfen.

Der Deutsche Bundestag fordert den Innenausschuss des Deutschen Bundestages auf
,

folgende Fragen zu vertiefen:

1. Inwieweit wäre im Fall von Lohnvorenthaltung und Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft die Eröffnung eines anonymisierten Zugangs für illegale Migranten zu Polizei und Justiz eine sinnvolle Ergänzung zu den Arbeitsmarktkontrollen durch Arbeits- und Zollämter
?  In die Prüfung sind in diesem Zusammenhang bestehende Rechtsansprüche 'Illegaler' sowie bereits auf der bestehenden rechtlichen Grundlage mögliche Auslegungsmöglichkeiten und Rechtsauffassungen ebenso einzubeziehen wie diesbezügliche Erfahrungen aus einem Modellprojekt in Deutschland und der Praxis anderer Länder. Diese deuten darauf hin, dass durch die Befähigung der Migranten zur Anzeige zusätzlich Arbeitgeber vor Gericht gebracht, Ausbeutungsmöglichkeiten verringert und zusätzliche Abschreckungseffekte im Hinblick auf illegale Ausländerbeschäftigung erreicht werden können.

2. Inwieweit wäre die Eröffnung eines anonymisierten Zugangs zu Polizei und Gerichten sowie die Bereitstellung effektiver Aussteiger- und Zeugenschutzprogramme für Aussteigewillige, Mitläufer oder Opfer krimineller Schleuser- und Menschenhändlergruppen zu erwägen, um hier vorhandene Kriminalität besser bekämpfen zu können? Die Erfahrungen aus der Praxis anderer Länder ist in angemessener Weise einzubeziehen. Diese legen nahe, dass so abgeschottete ethnische Verbrechergruppen effizienter bekämpft werden können als mit herkömmlichen Ansätzen allein
. Ein anonymer Zugang zu Polizei und Gericht wäre auch für Frauen ein Schutz, die in Abhängigkeitsverhältnissen von 'Ehemännern' und Zuhältern leben müssen.

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. im Hinblick auf die Kinder den Vorbehalt zur UN-Kinderrechtskonvention umgehend zurückzunehmen. 
Diese Forderung erhebt der Deutsche Bundestag nunmehr zum vierten Mal
,

2. eine Arbeitsgruppe einzurichten, die ein Konzept für die Gewährleistung einer anonymen Gesundheitsfürsorge für 'illegale' Migranten erstellt. 
Dort sollen Bundesregierung, Bundesländer, Kommunen sowie die Träger von Sozial-, Reise- und Lebensversicherungen die Empfehlungen der Arbeitsgruppe im Bundesministerium für Gesundheit, "Armut und Gesundheit", Kapitel "Migration und gesundheitliche Versorgung" prüfen und ein umsetzungsfähiges Konzept erarbeiten
,

3. eine Kommission vergleichbar der Unabhängigen Kommission Zuwanderung für den Bereich der unerlaubten Zuwanderung einzurichten. 
Dort sollen alle hier relevanten Fragen von Organisierter Kriminalität, über die Nachfrage nach illegalen Billigstarbeitern bis hin zu humanitären Not- und Härtefällen für den deutschen Kontext durchleuchtet und umfassende politische sowie rechtliche Empfehlungen erarbeitet werden
.

4. dem Deutschen Bundestag in Abständen von mindestens allen zwei Jahren über Entwicklungen auf dem Gebiet der illegalen Migration Bericht zu erstatten.  

Insbesondere ist über die Auswirkungen der hier angeregten Verbesserungen zu berichten bzw. über Erkenntnisse dahingehend, welche weitere Veränderungen nötig sind, um zu einem tatsächlich und rechtlich angemesseneren Umgang mit dem Problemkomplex der illegalen Migration in Deutschland zu gelangen.
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� Vgl. Punkt 33 in: SPD-Bundestagsfraktion/Querschnittsarbeitsgruppe Integration und Zuwanderung: Die neue Politik der Zuwanderung: Steuerung, Integration, innerer Friede - Die Eckpunkte der SPD-Bundestagsfraktion





� Vgl. Bericht der Unabhängigen Kommission Zuwanderung; Berlin, S. 196


	�Alt 2003: Kapitel VI+VII, Alt 1999:  Kapitel IV/4.2., Alt 2001, BND 1998+2001


	�"Es ist unstreitig, dass die Lebensumstände der betroffenen Menschen in vielerlei Hinsicht unbefriedigend ist". [BMI: 4]


	�UKZ generell: 196 ff. Bestimmte einzelne Punkte, die von der UKZ und in migrationspolitischen Konzepten der Parteien als auf diesem Gebiet problematisch bzw. verbesserungsbedürftig anerkannt werden:





Medizinische Gesundheitsfürsorge für 'Illegale': FDP:8, PDS: 17


Schulbesuch für Kinder 'Illegaler': UKZ:197, B'90/G (2001):34, FDP:8, PDS: 17


Generelle Legalisierungsamnestie für 'Illegale': FDP:8, PDS:16f.


Herausnahme humanitärer Hilfeleistungen aus dem Straftatbestand der Beihilfe zu unerlaubtem Aufenthalt: UKZ:197f., B'90/G (2000):11, FDP:7f., PDS:17f., SPD (2001a):19. Sogar Teile der CDU/CSU befürworten dies, siehe z.B.: Initiativanträge des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU (EAK) zur Zuwanderung, vorgelegt anlässlich des Kleinen Bundesparteitages der CDU vom 7.6.2001





� Vgl. z.B. Rat für Migration, K. Bade (Hrsg.) Illegalität und Integration; Osnabrück 2001; Seite 101 f.





� Vgl. z.B. Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hrsg.) Die deutschen Bischöfe - Kommission für Migrationsfragen: Leben in der Illegalität - eine humanitäre und pastorale Herausforderung; Bonn, Mai 2001





� Gemeinsame Erklärung der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege "Zur Situation von Ausländern ohne legalen Status"; in: KLD-Brief Ausländische Flüchtlinge, Nr. 10 vom 3. Mai 1999


�Bislang sind folgende Stellungnahmen zum Koalitionsentwurf bekannt, in denen auf Illegalität Bezug genommen wird:





1. Vorstandsmitglied M. Schallmeyer der IG Metall, Frankfurt. Pressemitteilung vom 7.11.2001, <http://www.igmetall.de/pressedienst/2001/133.html>


2. Beschluss der 9. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland auf ihrer 6. Tagung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Zuwanderungsfrage am 9.11.2001. <http://www.ekd.de/synode2001/aufbau_beschluesse_zuwanderungsfrage.html>


3. Leiter der kirchlichen Verbindungsstellen der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Deutschen Katholischen Bischofskonferenz, Berlin. Pressemitteilung vom 7.12.2001, <http://dbk.de/presse/fs_presse.html>


4. Stellungnahme von PRO ASYL vom 10.1.2002


5. Stellungnahme des Deutschen Caritasverbands vom 11.1.2002


6. Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbund anlässlich der Sachverständigenanhörung am 16.1.2002


7. Stellungnahme des Kommissariats der deutschen Bischöfe anlässlich der Sachverständigenanhörung am 16.1.2002


8. Stellungnahme der Evangelischen Kirche in Deutschland anlässlich der Sachverständigenanhörung am 16.1.2002


9. Stellungnahme von Prof. Klaus Bade anlässlich der Sachverständigenanhörung am 16.1.2002


10. Darüber hinaus äußerte sich B. Stolterfoth (Paritätischer Wohlfahrtsverband) hierzu mündlich in der Anhörung am 16.1.2002 (vgl. Stenographische Mitschrift zur Anhörung). 





Von folgenden Institutionen, Organisationen und Personen wurde in ihren Stellungnahmen zum von Minister Schily vorgelegten Referentenentwurf für ein Zuwanderungsgesetz Punkte angesprochen, die Illegalität vermeiden oder verringern helfen bzw. die Situation von 'Illegalen' und ihren Unterstützern direkt betreffen:





	Stellungnahme des Paritätischen Wohlfahrtsverbands vom 23.8.2001


	Stellungnahme von PRO ASYL vom 29.8.2001


	Stellungnahme der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e.V. (Arbeiterwohlfahrt, Deutscher Caritasverband,  Deutsches Rotes Kreuz, Diakonisches Werk der EKD, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband, Zentrale Wohlfahrtsstelle der Juden) vom 31.8.2001 


	Gemeinsame Stellungnahme von amnesty international, Arbeiterwohlfahrt, Deutscher Caritasverband, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband, Neue Richtervereinigung, PRO ASYL, Bundesweite Arbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge, Raphaelswerk vom 3.9.2001


	Stellungnahme des Deutschen Caritasverbands vom 3.9.2001


	Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbunds (Bundesvorstand) vom 10.9.2001


	Gemeinsame Stellungnahme der Evangelischen und Katholischen Kirche vom 14.9.2001


	Kommentierung des Gesetzes durch die Vertretung des UNHCR in Berlin vom 21.0.2001


	Professor Dr. Dieter Oberndörfer, Vorsitzender des Rates für Migration, in der Frankfurter Rundschau vom 28.9.2001





Diese Stellungnahmen sind, ebenso wie die Stellungnahmen zum Koalitionsentwurf, eingestellt unter <www.proasyl.de/texte/gesetze/brd/zuwanderungsgesetz/positionen/positionen.htm>


	


� Beispielsweise bezieht sich auch die in Artikel 11 Nr.12 ZuwGE geänderten Bestimmungen der Strafprozessordnung nicht auf Personen und Organisationen, die aus humanitären Gründen 'Illegalen' wiederholt oder in mehreren Fällen beistehen. Siehe weiter:  Fodor Seite 125 ff. (Seite 159 ff.; 178 ff. 212 ff.).





� Ausarbeitung der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestags vom 16. Oktober 2001; Einzelfragen zum Ausländerrecht; Reg.-Nr. 2. WF VII 84/01, vgl. WDB 2001 c+ 2001e





� Rechtsgutachten von  Fodor Seite 125 ff. (Seite 153 ff.; 173 ff., 208 ff.); Ausarbeitung der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestags vom 16. Oktober 2001; Einzelfragen zum Ausländerrecht; Reg.-Nr. 2. WF VII 84/01, vgl. auch WDB 2000 a+b sowie 2001 b+e





� Diese Aufforderung ist an Bundesregierung und Bundesländer zu richten, weil beide derzeit jeden Fortschritt mit gegenseitigen Zuständigkeitszuweisungen blockieren. Zur Bundesregierung vgl. 6. Familienbericht: "Die Bundesregierung unterstützt zentrale Forderungen des Berichts für den Bereich der Bildung. Eine Reihe von Forderungen richten sich in erster Linie auch an Länder und Kommunen. Dazu gehört auch die Forderung, Kindern ohne legalen Aufenthaltsstatus in Deutschland einen Schulbesuch zu ermöglichen." [BMFSFJ: XXIV]. Zu den Bundesländern vgl. eine Stellungnahme der Bayerischen Landesregierung: Diese "sieht ... grundsätzlich eine Schulpflicht für ausländische Kinder ohne gesicherten Aufenthaltsstatus vor", stellt aber zugleich fest, dass die Kinder 'Illegaler' von diesem Recht und dieser Pflicht keinen Gebrauch machen: "Grund dafür dürfte die in § 76 Ausländergesetz vorgesehene Meldepflicht ... sein", und hierfür sei schließlich die Bundesregierung verantwortlich. [Aus der Antwort auf die schriftliche Anfrage der Frau Abgeordneten Köhler vom 27.3.2003 betreffend Situation von Ausländern mit illegalem Aufenthalt in Bayern, Az. IA2-2084.10-47]





� Humboldt-Universität zu Berlin, Bevölkerungswissenschaft (Hrsg.), Stefan Alscher/Rainer Münz/Veysel Özcan; Illegal anwesende und illegal beschäftigte Ausländerinnen und Ausländer in Berlin; Demographie aktuell, Nr. 17/2001; Seite 47


	�Fodor S. 173-178, vgl. auch WDB 2001c:4, der aber nicht auf das Fodor-Gutachten eingeht. Ein späteres Gutachten des WDB, welches sich mit dem Fodor-Gutachten ausgiebig auseinandersetzt, begründet dies damit, dass dieses "im wesentlichen zu vertretbaren Ergebnissen" kommt. [WDB 2001f: 3]


� Rechtsgutachten von Ralf Fodor Seite 125 ff.; vgl. WDB 2000a+b, 2001 b,e,f.





� noch präziser: der "Widerspruchsfreiheit der Rechtssetzung"; vgl. Helge Sodan; Das Prinzip der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung; in JZ 18/1999, Seite 864 ff (868) 





� Grund dafür, diese Aufforderung an den Innenausschuss zu richten, ist, dass dort mehr "wohlwollende" Prüfer sitzen dürften als im Innenministerium. Natürlich kann der Prüfauftrag auch an die Bundesregierung gerichtet werden.


	�Dass hier Prüfungsbedarf besteht, hat auch die UKZ auf S. 198 festgestellt


	�Zu den Rechtsansprüchen siehe Fodor: 132-161 sowie WDB 2000b und 2001b. Bisher vorhandene Erfahrungen legen nahe, dass dass eine Einbeziehung der Migranten in die Verfolgung ausbeuterischer Arbeitgeber wirksamer ist als bisher schwerpunktmäßig repressive Ansätze. So könnte vermutlich auch die Deregulierungsspirale nach unten gestoppt werden. Hierzu schreibt die EU Kommission: "Bringing the issue of labour migration into the discussion of the development of economic and social policy for the EU, would also provide an opportunity to reinforce policies to combat irregular work and the economic exploitation of migrants which are at present fuelling unfair competition in the Union... Equality with respect to wages and working conditions is not only in the interests of the migrants, but of society itself which then both benefits fully from the contribution migrants make to economic and social life" [EUK 2000:14, vgl. auch Cyrus]. Bei dem erwähnten Modellprojekt handelt es sich um die Zentral-integrierte Anlaufstelle für PendlerInnen aus Osteuropa  (ZAPO), die in u.a. in Berlin mit ausgebeuteten 'illegalen' Arbeitnehmern vor Gericht zog.


	�Vgl. Proposal for a Council Directive on the short-term residence permit issued to victims of action to facilitate illegal immgration or trafficking in human beings who cooperate with competent authorities. EU Kommission, COM (2002) 71 final, Brüssel: 11.2.2002. 'Illegale' sind in besonderem Maße der Bedrohung und Erpressung durch kriminelle Gruppen ausgesetzt, weil sie es aus Angst vor einer Statusaufdeckung mit nachfolgender Ausweisung nicht wagen, sich an die Polizei zu wenden. Ebenso ist diese Angst oftmals ein wichtiges Hindernis für Personen, aus kriminellen Zusammenhängen auszusteigen. Hier scheint das Vorgehen der USA empfehlenswert. Dort bestand folgende Sorge: "Police officials worried that illegal aliens would not report crimes or cooperate as witnesses for fear that contact with any Government agency would lead to deportation. Such a perception could handicap law enforcement's ability to deal with serious crimes" [MacDonald: 5]. Durch den daraufhin erfolgten Verzicht auf die Zusammenarbeit zwischen Polizei und Einwanderungsbehörde müssen 'Illegale' nun nicht mehr befürchten, dass ihre Vorsprache bei der Polizei als einzig gewisses Ergebnis die Ausweisung wegen unerlaubtem Aufenthalt zur Folge hat. Deshalb sind sie nach Auffassung amerikanischer Experten auch öfters bereit, Verbrechen zur Anzeige zu bringen und als Zeugen zur Verfügung zu stehen. Vielleicht steckten solche Einsichten auch hinter den Plänen der Clinton Administration dass aussteigewilligen und aussagebereiten 'Illegalen' und ihren Familien Fünfjahresvisa ("Humanitarian/Material Witness Nonimmigrant Visa") erteilt werden können.





Darüber hinaus würde sich auf diesem Gebiet ein verstärkter Rückgriff auf Legalisierungsmöglichkeiten anbieten: "Gradually legalising the situation of illegal immigrants must be an element in a process including opening up legal immigration channels and intensifying measures against the criminal organisations involved in trafficking human beings. It should be made clear to public opinion that if approached in this way, legalisation will not boost illegal immigration, but rather will reduce it significantly" [ESC: 3.5.3.].





Bezüglich Zeugenschutzprogrammen: Hier wurde zwar kürzlich das Zeugenschutzharmonisierungsgesetz erlassen [vgl. BR-Drs. 685/01]. Es ist aber unklar, wie hoch die faktische Schwelle nach wie vor ist, um für die Aufnahme in ein solches Programm zu qualifizieren oder inwieweit die dortigen Bestimmungen für aussteigewillige Personen auch wirklich attraktiv sind. Auffällig ist beispielsweise, dass die bereitgestellten finanziellen Mittel zur Umsetzung des Gesetzes nicht erhöht werden sollen, weil "die im Gesetz vorgesehenen Regelungen...weitgehend den derzeit bereits praktizierten Verfahrensweisen (entsprechen)" [BT-Drs.14/6467:2]. Damit ist zu vermuten, dass vielleicht Zusagen ausgeweitet werden, die Mittel aber, diese Zusagen mit Leben erfüllen zu können, auch weiterhin fehlen werden, d.h. dass faktisch zugesagter Schutz wohl doch nur bis Ende des Prozesses geht, oder dass der Schutz von Familienangehörigen im Herkunftsland von potenziellen Zeugen als unzulänglich angesehen wird etc.


	�Die vorherigen drei Male: Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend BT Drs. 14/1681 Ziffer 4, BT Drs. 1681, BT Drs. 14/4884 ("Flüchtlingsschutz ist Menschenrechtsschutz") und Beschlussempfehlung des Petitionsausschuss vom Sept. 2001.


	�.....


	"Die Bundesregierung wird aufgefordert zu prüfen, wie die medizinische Versorgung von heimlichen Migranten auch anonym gewährleistet werden kann und die notwendigen - ggf. gesetzgeberischen Maßnahmen - zu treffen.


	Die Bundesregierung wird aufgefordert nach für die Finanzierung geeigneten Lösungen zu suchen. Als eine Möglichkeit könnte die Bildung eines Fonds in Betracht kommen.


	Die Bundesregierung wird aufgefordert zu prüfen, ob der § 4 Asylbewerberleistungsgesetz die medizinisch erforderliche Versorgung sicherstellt." [BMG: 16f.]


Die Sozialkassen sind deshalb einbeziehen da dann der Chipkartenbetrug abnimmt und die realen Ausgaben für 'Illegale' besser in den Blick kommen. Anbieter von Reiseversicherungen und Lebensversicherungen deshalb, weil sich viele 'Illegale' derzeit über sie versichern und auch bei diesen Anbieter ein Interesse bestehen dürfte, wenn Krankheiten schnellstmöglich behandelt werden und nicht verschleppt werden. Im Übrigen darf bei der Klärung von Kostenfragen nicht vergessen werden, dass 'Illegale' in Deutschland eine Menge erwirtschaften und durch ihren Konsum indirekte Steuern zahlen. Hier sind die Schätzungen erwähnenswert, die Professor Friedrich Schneider (Linz) in der ZDF Sendung "Schattenwelt" am 6.2.2001 gegeben hat. Ihm zufolge erwirtschaften 'Illegale' in verschiedenen Branchen folgende Beträge: 





Baubranche: 12 Milliarden DM


Haushaltsbeschäftigung: 5,5 Milliarden DM


Gaststätten- und Hotelgewerbe: 5,5 Milliarden DM


Landwirtschaft: 3 Milliarden DM


Prof. Schneider geht davon aus, dass zwei Drittel dieser 26 Milliarden DM in Deutschland ausgegeben wird und so von beachtlichen Einnahmen über indirekte Steuern ausgegangen werden kann. Prof. Schneider ist bereit, diese Zahlen ausführlicher zu begründen (gegen Bezahlung, freilich, was aber im Rahmen einer Unabhängigen Kommission zur Unerlaubten Zuwanderung, siehe unten, sicher sinnvoll und möglich wäre ( siehe nächster Punkt)





� Überlegung für diese Forderung ist, dass es in Deutschland bislang kaum empirisch gesicherte Erkenntnisse zu diesem Problemkomplex gibt. Eine solche Kommission könnte zum einen das vorhandene Wissen in den Bereichen von Behörden, Kirchen und Selbsthilfeorganisationen zusammentragen, zum anderen aber auch, durch die Vergabe von Forschungsaufträgen, neue Daten gewinnen. Ein Argument für die Ordnungspolitiker: Wenn durch die Klarstellung, dass man sich durch humanitäres Engagement für ‘Illegale’ nicht strafbar macht, erst einmal die Angst von all jenen genommen wird, die im Kontakt mit 'Illegalen' und dem entsprechenden Milieu stehen, dann kann deren Kenntnis über die dort bestehenden Zustände und Mechanismen besser wissenschaftlich gesammelt, ausgewertet und dargestellt werden kann. Dadurch würde sich die empirische Datenbasis zu unerlaubter Zuwanderung nach und unerlaubtem Aufenthalt in Deutschland verbessern, die, wie eingangs erwähnt, derzeit noch lückenhaft ist. Dies würde wiederum den politisch Verantwortlichen ermöglichen, bessere und effizientere Politikmaßnahmen für diesen Bereich zu erarbeiten. Dadurch könnten, in Kooperation anderen Staaten und unter Einbezug von deren Erfahrung im Umgang mit diesem Problem, die wachsenden transnationalen sozialen Räume (( u.a. Pries). Regelungsversuchen wieder zugänglicher gemacht werden, die sich derzeit zunehmend staatlichen Eingriffsmöglichkeiten entziehen.  Diese Kommission darf aber nicht gegen die in Punkt 4 erwähnte "Berichtpflicht" ausgespielt werden – falls es hier Konflikte gäbe, ist der regelmäßigen Berichtspflicht der Vorzug zu geben, da so ein kontinuierliches Dranbleiben und eine kontinuierliche Bewusstseinsbildung für das Thema gewährleistet wird.





